
 

 

KANALORDNUNG 
 

erlassen von der Gemeindevertretung der 
Marktgemeinde Wolfurt am 27.3.2019 aufgrund des 

Kanalisationsgesetzes idgF., LGBl. 62/1988 und 
§ 16 Abs. 1 Z 16 FAG 2017, BGBl. I Nr. 116/2016 (Fassung 25.9.2019) 

 
1. ABSCHNITT 

 
Allgemeine rechtliche und technische Bestimmungen 

 
§ 1 

Allgemeines 
 
(1) Der Anschluss von Bauwerken und befestigten Flächen, die im Einzugsbereich eines Sammel-

kanals liegen, an die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage und die Einleitung der von diesen 
Bauwerken und befestigten Flächen anfallenden Schmutzwässer und Niederschlagswässer 
(Abwässer) haben nach den Bestimmungen des Kanalisationsgesetzes und dieser Kanalord-
nung zu erfolgen. 

(2) Der Einzugsbereich der Sammelkanäle ist durch eine gesonderte Verordnung zeichnerisch dar-
zustellen. Er ist so festgelegt, dass er eine Fläche innerhalb einer Entfernung von höchstens 100 
m vom Sammelkanal umfasst. 

 
§ 2 

Sammelkanäle 
 
(1) Die Aufnahme und Weiterleitung der anfallenden Abwässer erfolgt über folgende Arten von 

Sammelkanälen: 
a) Mischwasserkanäle: Sammelkanäle für Schmutzwasser und Niederschlagswasser; 
b) Schmutzwasserkanäle: Sammelkanäle für Schmutzwasser; als Schmutzwasser gilt Wasser, 

das durch häuslichen, gewerblichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder dadurch 
sonst in seiner natürlichen Beschaffenheit verändert ist. 

c) Regenwasserkanäle: Sammelkanäle und sonstige Einrichtungen für unverschmutzte Kühl-
wässer und Niederschlagswässer. 

(2) In die einzelnen Arten von Sammelkanälen dürfen nur die Abwässer eingeleitet werden, für die 
er bestimmt ist. 

(3) Im Plan über den Einzugsbereich der Sammelkanäle ist jeweils die Art des einzelnen Sammel-
kanals anzugeben. 

 
§ 3 

Anschlusspflicht und Anschlussrecht 
 
(1) Soweit nach § 4 Abs. 1 bis 7 des Kanalisationsgesetzes nicht von der Anschlusspflicht befreit 

wurde, soweit nicht die Ausnahme nach § 3 Abs . 4 Kanalisationsgesetz besteht und soweit die-
se Verordnung nichts anderes bestimmt, sind Eigentümer von Bauwerken oder befestigten Flä-
chen, die ganz oder überwiegend im Einzugsbereich eines Sammelkanals liegen, berechtigt und 
verpflichtet, diese nach Maßgabe des Anschlussbescheides an den Sammelkanal anzuschlie-
ßen, sowie die anfallenden Abwässer in die Abwasserbeseitigungsanlage einzuleiten.  

(2) a) Unverschmutzte Kühlwässer müssen nicht in die Abwasserbeseitigungsanlage eingeleitet 
werden, wenn eine sonstige einwandfreie Beseitigung derselben gewährleistet ist 

b) Im Gebiet der Zone III des Wasserschutzgebietes ist die Einleitung der Niederschlagswässer 
in die Abwasserbeseitigungsanlage verpflichtend. Im Übrigen dürfen Niederschlagswässer 
von bebauten Flächen (Dachwässer) nur mit Bewilligung in die Abwasserbeseitigungsanlage 
eingeleitet werden. Die Entscheidung hierüber obliegt dem Bürgermeister und ist in den An-
schlussbescheid aufzunehmen 



(3) Die Notwendigkeit von Einrichtungen wie Pumpen, Hebeanlagen, Rückstauverschlüsse etc. ent-
hebt nicht von der Anschlusspflicht gemäß Abs . (1). Diese sind vom Grundstückseigentümer auf 
eigene Kosten herzustellen. 

(4) Für Bauwerke oder befestigte Flächen, die ganz oder zum überwiegenden Teil außerhalb des 
Einzugsgebietes liegen, kann die Berechtigung zum Anschluss an die Abwasserbeseitigungsan-
lage auf Antrag eingeräumt werden, wenn dies dem Interesse und einem planmäßigen Ausbau 
der Abwasserbeseitigungsanlage nicht widerspricht, der Leistungsfähigkeit der Abwasserbeseiti-
gungsanlage angemessen ist und die Einräumung von Rechten nach § 8 des Kanalisationsge-
setzes nicht erforderlich ist. 

(5) Dem Anschlussnehmer wird der Anschluss mit Bescheid des Bürgermeisters aufgetragen. 
 

§ 4 
Ausführung der Anschlusskanäle 

 
(1) Anschlusskanäle sind aus flüssigkeitsundurchlässigem Material herzustellen. Sie sind unterir-

disch mit einem Gefälle von mindestens 2 v.H. zu verlegen. Der Rohrdurchmesser muss der zu 
erwartenden Abwassermenge entsprechen, mindestens aber 15 cm betragen.  

(2) Alle Anschlusskanäle sind mit den für die Überprüfung und Reinigung erforderlichen Schächten 
und Reinigungsverschlüssen auszustatten. Die Schächte und Reinigungsverschlüsse sind so 
anzuordnen, dass alle Teile des Anschlusskanals ohne besondere Schwierigkeit überprüft und 
durchgespült werden können. Die Schächte haben einen im Verhältnis zu ihrer Tiefe entspre-
chenden Durchmesser aufzuweisen. Die Schächte müssen ein Sohlengerinne aufweisen und 
müssen mit Deckeln versehen sein, die der zu erwartenden Belastung standzuhalten vermögen.  

(3) Anschlusskanäle sind über das anschlusspflichtige Bauwerk ausreichend und belästigungsfrei zu 
entlüften. 

(4) Im Anschlussbescheid werden erforderlichenfalls weitere Bestinnungen über die Ausführung der 
Anschlusskanäle, insbesondere über Baustoffe, Schächte, Reinigungsverschlüsse, Pumpen, 
Rückstausicherungen u.dgl. getroffen. Die Verwendung von PVC-Rohren ist jedenfalls untersagt. 
Alternativ ist Rohrmaterial aus Polypropylen (PP) oder Polyethylen (PE) verwendbar. 

(5) Gegen den Rückstau der Abwässer aus der öffentlichen Kanalisationsanlage in die angeschlos-
senen Grundstücke hat sich jeder Grundstückseigentümer selbst zu schützen. 

(6)  Zur Beseitigung von Abwässern, die unter dem Rückstauspiegel der öffentlichen Kanalisations-
anlage liegen, sind Rückstausicherungen anzubringen. 

(7) Zur Beseitigung von Abwässern, die unter der Kanalhöhe liegen, ist über Verlangen der Ge-
meinde eine Pumpe oder andere Hebevorrichtung einzubauen. Die Druckleitung solcher Pump-
anlagen ist über den Rückstauspiegel zu führen. 

(8) Sammelkanäle und Anschlusskanäle dürfen nicht überbaut werden. Dies gilt auch für bewilli-
gungsfreie Bauvorhaben. Der Mindestabstand zur Mittelachse des jeweiligen Kanales beträgt 
1,50 m. 

(9) Das Überbauen, Überschütten oder Abdecken von Kanalschächten bzw. – deckeln aller Art ist 
zu unterlassen. Zum Zwecke der Wartungsarbeiten sind diese stets frei zugänglich zu halten. 

(10) Bei notwendigen Abweichungen von Abs. 8 oder 9 ist mit der Gemeinde eine entsprechende 
Vereinbarung zu schließen. 

(11) Nach Fertigstellung eines Neubaus ist der Behörde ein Dichtheitszertifikat in Form einer Kanal-
befahrung inklusive Protokoll für den Bereich des Anschlusskanals zwischen Anschlussschacht 
und Mauerdurchführung (Außenmauer des Gebäudes) vorzulegen. Bei Zu- und Umbauten sowie 
Sanierungen ist dies dann erforderlich, wenn Änderungen an der Anschlussleitung in welcher 
Form auch immer vorgenommen werden. 

(12) Die Behörde behalt sich vor bei bestehenden Anlagen in bestimmten Abständen Dichtheitsprü-
fungen im Sinne von Abs 11 vorzunehmen. Der Anschlussnehmer hat diese Dichtheitsprüfung zu 
Dulden und die erforderlichen Zugänge zu den Anlagen für die von der Behörde beauftragten 
Personen zu gewährleisten. Auf schriftliches Verlangen der Behörde hat der Anschlussnehmer 
die Kosten der notwendigen Untersuchungen zu ersetzen, sofern die Untersuchungen ergeben 
haben, dass er einer ihn treffenden Verpflichtung betreffend die Einleitung der Abwässer nicht 
nachgekommen ist. 

 
§ 5 

Beschaffenheit und zeitlicher Anfall der Abwässer 
 
(1) Die in die Abwasserbeseitigungsanlage einzuleitenden Abwässer müssen so beschaffen sein 

und zeitlich so anfallen, dass 
a) der ordnungsgemäße Betrieb und die Wirksamkeit der Abwasserbeseitigungsanlage nicht 

gefährdet oder beeinträchtigt werden, 
b) die für die Abwasserbeseitigung erteilte wasserrechtliche Bewilligung eingehalten werden 

kann und 



c) der in der gemeinsamen Abwasserreinigungsanlage anfallende Klärschlamm die Anforde-
rungen für die Ausbringung erfüllt. 

(2) Abwässer, die den Anforderungen des Abs. (1) nicht entsprechen, sind vor ihrer Einleitung in die 
Abwasserbeseitigungsanlage vorzubehandeln. Wenn der ordentliche Betrieb, die Wartung oder 
die Wirksamkeit der Abwasserbeseitigungsanlage durch die stoßweise Einleitung größerer Ab-
wassermengen gefährdet oder beeinträchtigt wird, sind diese Abwassermengen auf einen ent-
sprechenden Zeitraum verteilt gleichmäßig einzuleiten. 

(3) Die Entleerung von Schwimmbädern, Schwimmteichen, Pools etc. ab einem Volumen von 10 m³ 
hat nach Maßgabe folgender Bestimmungen zu erfolgen:  
a) Die Ableitung der Badewässer in den Regenwasserkanal bzw. die Versickerung ist nur zu-

lässig, wenn im Wasser kein aktives Chlor mehr nachweisbar ist. Dieser Nachweis ist dem 
beauftragten Gemeindeorgan über Verlangen vorzulegen. 

b) Bei der Ableitung in den Kanal ist darauf zu achten, dass diese dosiert erfolgt. 
c) Ist eine Versickerung von aufbereiteten oder nicht reinigungsbedürftigen Badewässern vor-

gesehen, so ist dies mindestens 1 Woche vor dem Versickerungstermin dem Wassermeister 
schriftlich bekannt zu geben. Die schriftliche Bekanntgabe der Versickerung hat das Objekt, 
den Eigentümer, den Termin, die Uhrzeit, die Menge der versickerbaren Badewässer, das 
Grundstück auf dem die Versickerung erfolgt, gegebenenfalls die Zustimmung des Grundei-
gentümers, wenn die Versickerung auf fremden Grund erfolgt und die Unterschrift des An-
tragstellers zu beinhalten. 

d) Eine Tiefenversickerung über Sickerschächte ist verboten. 
e) Die ordnungsgemäße Versickerung wird durch die Marktgemeinde Wolfurt stichprobenweise 

überprüft. 
f) Die Mitarbeiter der Marktgemeinde Wolfurt haben das Recht, der Versickerung beizuwoh-

nen, diese zu überwachen und zu unterbrechen. 
g) Reinigungsabwässer, die bei der Reinigung der Schwimmbäder, Schwimmteiche, Pools etc. 

mittels Chemikalien anfallen sind verschmutzt und müssen daher in die Misch- oder 
Schmutzwasserkanalisation eingeleitet werden. Es ist dabei zu beachten, dass der pH-Wert 
der Abwässer den zulässigen Bereich für die Einleitung in die Misch- oder Schmutzwasser-
kanalisation (6,5-9,5) nicht überschreitet. 

h) Abgesehen von Absatz 3 werden die Art und das Ausmaß der Vorbehandlung sowie die 
bautechnische Ausführung der nach Abs. (2) notwendigen Anlagen erforderlichenfalls im 
Anschlussbescheid näher festgelegt. 

 
(4) In die Abwasserbeseitigungsanlage dürfen keinesfalls eingeleitet werden: 

a) Stoffe, welche geeignet sind, die Anlage zu verstopfen, insbesondere Sand, Steine, Schutt, 
Müll, Asche, Textilien, Trester, Maische, Mist, Schlachtabfälle u.dgl.; 

b) feuergefährliche, explosive und radioaktive Stoffe; 
c) Säuren, Laugen, Öle, Fette und giftige Stoffe, soweit diese die Abwasserbeseitigungsanlage 

beschädigen oder Personen oder den Betrieb der Anlage gefährden können; 
d) Abwasser, die schädliche Ausdünstungen oder außerordentlich üble Gerüche verbreiten; 
e) Abwässer mit mehr als 35° Celsius. 

(5)  Wasser aus der Wasserhaltung von Baustellen darf nicht in Mischwasser- oder Schmutzwasser-
kanäle eingeleitet werden. Die Ableitung dieser Abwässer hat in Absprache mit der Marktge-
meinde Wolfurt zu erfolgen. Zur Vermeidung einer Sandeinbringung in das Kanalnetz ist ein 
Sandabsetzbecken zwingend erforderlich. 
Falls es aufgrund von Einleitungen zu Verstopfungen oder Schäden im Kanalsystem kommt, haf-
tet der Verursacher für deren Behebung, sowie für die damit verbundenen Folgekosten (Schäden 
Dritter). 

 (6) Weiters dürfen keine Drainagewässer, sonstige Grundwässer und keine Wässer von Brunnen-
überläufen eingeleitet werden. 

(7) Der Anschluss von Abfallzerkleinern an die Abwasserbeseitigungsanlage ist strengstens verbo-
ten. 

§ 6 

Vorbehandlung 
 

(1) Werden andere als häusliche Abwässer eingeleitet, so sind vom Bürgermeister vor der Erlas-
sung des Anschlussbescheides das Land Vorarlberg, Abt. Wasserwirtschaft sowie das Institut für 
Umwelt- und Lebensmittelsicherheit (Umweltinstitut) über die Notwendigkeit, die Art und das 
Ausmaß der Vorbehandlung der Schmutzwässer sowie über die bautechnische Ausführung der 
Anlagen zur Vorbehandlung zu hören. 

(2) In den Anschlussbescheid sind insbesondere die erforderlichen Bestimmungen aufzunehmen 
über 



 a) die Beschaffenheit und den zeitlichen Anfall der Abwässer sowie die Art und das Ausmaß der 
Vorbehandlung, 

 b) die bautechnische Ausführung der Vorbehandlungsanlagen, 

 c) die Überprüfung der Vorbehandlungsanlagen und Untersuchung des Abwassers einschließlich 
der erforderlichen messtechnischen Einrichtungen. 

(3) Anlagen zur Vorbehandlung einschließlich der messtechnischen Einrichtungen sind vom An-
schlussnehmer in allen ihren Teilen so zu errichten, zu erhalten und zu warten, dass sie den An-
forderungen der Hygiene, der Gesundheit, der Sicherheit und des Umweltschutzes entsprechen. 

 
§ 7 

Auflassung von bestehenden Anlagen 
 
Bestehende Anlagen zur Klärung von häuslichen Abwässern und bestehende Jauchekästen (Sam-
melanlagen) sind aufzulassen, wenn die Einleitung der Abwässer in einen Mischwasser- oder 
Schmutzwasserkanal gemäß § 3 Abs. (4) bewilligt bzw. vorgeschrieben wurde. 
 

§ 8 
Erhaltung, Wartung und Schutz der Anlagen 

 
(1) Anschlusskanäle und Anlagen zur Vorbehandlung der Abwässer sind vom Anschlussnehmer in 

allen ihren Teilen nach den Anforderungen der Hygiene, der Gesundheit, der Sicherheit und des 
Umweltschutzes zu erhalten und zu warten.  

(2) Liegt der Anschlussschacht bzw. die Anschlussstelle des Sammelkanals an einer öffentlichen 
Straße, dann obliegt die Errichtung, Erhaltung und Wartung des in einer Bundes-, Landes- oder 
Gemeindestraße liegenden Teiles des Anschlusskanals der Gemeinde. 

 
§ 9 

Anzeigepflicht und Auskunftspflicht 
 
(1) Die Inhaber der an die Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Bauwerke und befestig-

ten Flächen sind verpflichtet, der Gemeinde unverzüglich Anzeige zu erstatten, wenn 
a) die Funktion des Anschlusskanals durch Umstände beeinträchtigt wird, die auf Mängel in der 

Abwasserbeseitigungsanlage zurückzuführen sind; 
b) an Anlagen, die zur Vorbehandlung der Abwässer bestimmt sind, Mängel aufgetreten sind; 
c) unzulässige Stoffe (~ 5 Abs. (4) in die Abwasserbeseitigungsanlage gelangt sind oder zu ge-

langen drohen; 
d) wenn beabsichtigt ist, den Kanal umzubauen oder stillzulegen. 

(2) Die Kanalbenützer sind verpflichtet, den vom Bürgermeister beauftragten Personen alle für die 
Überprüfung der Bestimmungen dieser Verordnung notwendigen Auskünfte zu erteilen und das 
Betreten der Bauwerke und Grundstücke, sowie die Probenentnahme zu gestatten. Bedienstete 
der Abwasserreinigungsanlage Hofsteig gelten als Beauftragte im Sinne des vorstehenden Sat-
zes. 

 
2. ABSCHNITT 

 
Kanalisationsbeiträge 

 
§ 10 

Allgemeines 
 

(1) Die Gemeinde erhebt nach den Bestimmungen des 4. Abschnittes des Kanalisationsgesetzes 
folgende Kanalisationsbeiträge: Erschließungsbeitrag, Anschlussbeitrag, Ergänzungsbeitrag und 
Nachtragsbeitrag. 

 

(2) Der Erschließungsbeitrag wird erhoben für die Erschließung innerhalb des Einzugsbereiches 
eines Sammelkanales gelegener Grundstücke, die in einem Flächenwidmungsplan als Bauflä-
chen oder als bebaubare Sondergebiete gewidmet sind. Bei Grundstücken im Einzugsbereich ei-
nes Sammelkanales, die nicht als Baufläche oder als bebaubares Sondergebiet gewidmet sind, 
beträgt die für die Berechnung der Bewertungseinheit heranzuziehende Grundstücksfläche ma-
ximal 500 m². Der Abgabenanspruch entsteht frühestens mit der Rechtskraft der Entscheidung 
über den Anschluss. 

 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
(3) Der Anschlussbeitrag wird erhoben für den Anschluss von Bauwerken und befestigten Flächen 

an einen Sammelkanal. 
(4)  Der Ergänzungsbeitrag wird erhoben bei einer wesentlichen Änderung der Bewertungseinheit für 

die Bemessung des Anschlussbeitrages. Eine wesentliche Änderung der Bewertungseinheit liegt 
insbesondere vor, wenn sich 

 a) auf Grund von baulichen Maßnahmen, die die der Bemessung des Anschlussbeitrages zu 
Grunde gelegte Bewertungseinheit um mindestens 5 v.H. erhöht, oder eine Teileinheit nach § 
14 Abs. 2 des Kanalisationsgesetzes neu hinzukommt oder  

 b) auf Grund der erhöhten Schmutzwassermenge die Teileinheit nach § 14 Abs. 6 des Kanalisa-
tionsgesetzes sich nicht oder nur in einem geringeren Ausmaß verringern würde.  

 
(5) Die Kanalisationsbeiträge sind innerhalb eines Monats zur Zahlung fällig. In besonders berück-

sichtigungswürdigen Fällen kann auf Ansuchen des Abgabepflichtigen eine Stundung oder Ra-
tenzahlung gewährt werden, wenn die Einbringlichkeit hierdurch nicht gefährdet wird. Zuständig 
für die Bewilligung von Zahlungserleichterungen ist der Bürgermeister. 

 

(6) Ein Wiederaufbau von abgebrochenen oder zerstörten Bauwerken liegt dann vor, wenn das auf 
demselben Grundstück wiederaufgebaute Gebäude hinsichtlich Ausmaß, Größe, Positionierung, 
äußerem Erscheinungsbild, Verwendungszweck und der Einrichtungen für den Wasserverbrauch 
dem abgerissenen Gebäude ähnlich ist. 

(7) Der Nachtragsbeitrag wird erhoben, wenn 

 a) eine Abwasserbeseitigungsanlage durch eine gemeinsame Abwasserreinigungsanlage er-
gänzt wird; 

 b) Sammelkanäle, die nur für Schmutzwässer oder nur für Niederschlagswässer bestimmt sind, 
so umgebaut oder durch einen neuen Sammelkanal ergänzt werden, dass sowohl Schmutz-
wässer als auch Niederschlagswässer eingeleitet werden können; 

 c) Sammelkanäle, die nur für Niederschlagswässer bestimmt sind, so umgebaut werden, dass 
anstatt Niederschlagswässer Schmutzwässer eingeleitet werden können. 

 
 

§ 11 
Beitragsausmaß und Beitragssatz 

 
(1) Das Ausmaß der Kanalisationsbeiträge ergibt sich aus dem mit der Bewertungseinheit (§ 14 und 

17 Kanalisationsgesetz) vervielfachten Beitragssatz. 
(2) Der Beitragssatz wird durch eine gesonderte Verordnung der Gemeindevertretung festgelegt 

(Kanalgebührenordnung). 
 

§ 12 
Abgabenschuldner 

 
(1) Abgabepflichtiger ist der Anschlussnehmer. 
(2) Miteigentümer schulden die Kanalisationsbeiträge zur ungeteilten Hand. Dies gilt nicht, wenn die 

Eigentümer Wohnungseigentümer sind. In diesen Fällen kann aber - soferne ein gemeinsamer 
Verwalter bestellt ist - die Zustellung an diesen erfolgen. 

 
§ 13 

Vergütung für aufzulassende Anlagen 
 
(1) Bestehende Anlagen zur Vorbehandlung von Abwässern, die mit dem Anschluss an die gemein-

same Abwasserreinigungsanlage aufzulassen sind, sind auf den Anschlussbeitrag entsprechend 
dem Zeitwert anzurechnen. Eine Vergütung für aufzulassende Anlagen ist nur dann zu gewähr-
leisten, wenn die selben einwandfrei funktionstüchtig waren. Der Zeitwert beträgt bei einem Alter 
dieser Anlagen von 

 0 - 5 Jahren 50 v.H. des Neubauwertes 



 6 - 10 Jahren 40 v.H. des Neubauwertes 
 11 - 15 Jahren 30 v.H. des Neubauwertes 
 16 - 20 Jahren 20 v.H. des Neubauwertes 

Als Vergütung wird jedoch nicht mehr als ein Viertel des Anschlussbeitrages gewährt. 
(2) Im Zweifelsfall wird das Alter bestehender Anlagen vom Zeitpunkt der Benützungsbewilligung 

angerechnet. 
(3) Der Neubauwert richtet sich nach Größe und Art der Anlage, höchstens jedoch nach einer Anla-

ge mit 3 1/2 m³ Nutzinhalt pro Wohnung, bzw. 0,5 m² pro Person. 
(4) Die berechneten Beiträge für die aufzulassenden Anlagen werden bei der Vorschreibung des 

Anschlussbeitrages gegengerechnet und teilen somit den Fälligkeitstermin des Anschlussbeitra-
ges im Sinne des Kanalisationsgesetzes. 

 
3. ABSCHNITT 

 
Kanalbenützungsgebühren 

 
§ 14 

Allgemeines 
 
(1) Zur Deckung der Betriebs- und Instandhaltungskosten für die Abwasserbeseitigungsanlage und 

zur teilweisen Deckung der Errichtungskosten werden nach den Bestimmungen des 5. Abschnit-
tes des Kanalisationsgesetzes Kanalbenützungsgebühren erhoben. 

(2) Der Berechnung der Kanalbenützungsgebühren wird die Menge der anfallenden Abwässer zu-
grunde gelegt. 

 
§ 15 

Menge der Abwässer 
 
(1) Die Menge der Abwässer richtet sich vorbehaltlich des Abs. (2) und des § 17 nach dem Wasser-

verbrauch. Sind keine geeichten Geräte zur Messung vorhanden, wird der Wasserverbrauch ge-
schätzt. Ermittelt die Messeinrichtung den Wasserbezug nicht ordnungsgemäß, wird der Ver-
brauch durch die Gemeinde unter Berücksichtigung des Bezuges des letzten Jahres geschätzt. 

(2) Auf Antrag des Gebührenpflichtigen sind verbrauchte Wassermengen, die nachweisbar nicht der 
Abwasserbeseitigungsanlage zufließen und mindestens 10 v.H. des Wasserverbrauches ausma-
chen, bei der Gebührenbemessung zu berücksichtigen. Der Nachweis ist vom Einbau einer ge-
eigneten Abwassermessanlage abhängig.  

(3) Unverschmutzte Kühlwässer, die in die Abwasserbeseitigungsanlage eingeleitet werden, sind 
nur mit einem Viertel der anfallenden Menge bei der Berechnung der Kanalbenützungsgebühr zu 
berücksichtigen. 

§ 16 
Pauschalgebühr 

 
Die Kanalbenützungsgebühr kann bei anschlusspflichtigen Bauwerken und Anlagen, die nicht an die 
Wasserversorgungsanlage der Gemeinde angeschlossen sind, pauschaliert werden. Die Pauschalge-
bühr errechnet sich aus der Geschossfläche multipliziert mit dem durchschnittlichen Wasserverbrauch 
gemäß § 2 Abs 3 lit. b der Kanalgebührenordnung. 
 

§ 17 
Schmutzbeiwert 

 
Werden andere als häusliche Abwässer der gemeinsamen Abwasserreinigungsanlage zugeführt, wird 
die Abwassermenge mit einem von der Landesregierung durch Verordnung festgesetzten Schmutz-
beiwert vervielfacht. Wenn in dieser Verordnung für die betreffende Art von Betrieben oder Einrichtun-
gen kein Schmutzbeiwert festgesetzt wurde oder wenn die Beschaffenheit der anfallenden Abwässer 
von den bei solchen Betrieben oder Einrichtungen 
gewöhnlich anfallenden Abwässern erheblich abweicht, wird im Einzelfall nach Anhörung des Amtes 
der Landesregierung vom Bürgermeister ein Schmutzbeiwert mit Bescheid festgesetzt. 
 

§ 18 
Niederschlagswässer 

 
Bei der Berechnung der Kanalbenützungsgebühren ist neben den Schmutzwässern ein Viertel der 
Niederschlagswässer, die von den angeschlossenen befestigten und bebauten Flächen anfallen, zu 
berücksichtigen. Unberücksichtigt bleiben jedoch Flächen mit einem Gesamtausmaß von weniger als 
300 m2. 



 
§ 19 

Gebührensatz 
 
Der Gebührensatz wird durch eine gesonderte Verordnung der Gemeindevertretung festgelegt. 
 

§ 20 
Gebührenschuldner 

 
(1) Die Kanalbenützungsgebühr ist vom Eigentümer des Bauwerkes oder der befestigten Flächen zu 

entrichten. Die Bestimmungen des § 11 Abs. (2) gelten sinngemäß. 
(2) Ist das Bauwerk oder die befestigte Fläche vermietet, verpachtet oder sonst zum Gebrauch über-

lassen, so ist die Kanalbenützungsgebühr dem Inhaber (Mieter, Pächter, Fruchtnießer u.dgl.) 
vorzuschreiben. Der Eigentümer haftet persönlich für die Abgabenschuld. 

 
§ 21 

Abrechnungszeitraum 
 

 (1) Bei Kanalbenützern mit großem Abwasseranfall werden die Gebühren durch Ablesen der Was-
serzähler in Zeitintervallen von 2 Monaten,u.zw. in der ersten Hälfte der Monate Jänner, März, 
Mai, Juli, September und November ermittelt. 

 (2) Bei den übrigen Kanalisationsbenützern werden die Gebühren durch Pauschalvorschreibungen, 
die sich aus dem anteilmäßigen Wasserverbrauch des Vorjahres ergeben, in den Monaten 
Februar, April, Juni, August und Oktober erhoben. In der ersten Hälfte des Monats November 
werden die Wasserzähler abgelesen und aufgrund des Ergebnisses wird per 15. Dezember eine 
Jahresrechnung erstellt. 

(3) Die Kanalbenützungsgebühren werden jeweils zweimonatlich eingehoben und die Vorschreibun-
gen mit Datum vom 15. Februar, 15. April, 15. Juni, 15. August, 15. Oktober und 15. Dezember 
ausgestellt. 

 
§ 221 

Haftung 
 
 

§ 23 
Inkrafttreten 

 
Diese Verordnung tritt dem auf die Kundmachung folgenden Tag in Kraft. 
 
 

Für die Gemeindevertretung: 
 
 
 
 

Christian Natter 
Bürgermeister 

 
 
Ergeht an: 
1. zum Anschlag an der Amtstafel 
2. zur Veröffentlichung im Gemeindeblatt 
3. Bezirkshauptmannschaft Bregenz, Bahnhofstraße 41, 6900 Bregenz 
4. Gemeindebuchhaltung 

 

                                                      
1 Ersatzlos gestrichen laut GV-Beschluss vom 25.9.2019 


